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Mit den Mitteln aus einem
Klimafonds sollen künftig mehr
Solarpanels gebaut, Gebäudesa-
nierungen vorangetrieben, der
öffentliche Verkehr ausgebaut
und der Erhalt von Lebensräu-
men und derArtenvielfalt geför-
dert werden. SP und Grüne ha-
ben eine entsprechendeVolksin-
itiative eingereicht.

Gemäss eigenenAngabenwur-
den gestern knapp 130’000 Un-
terschriften der Bundeskanzlei
übergeben. Davon seien rund
105’000 gültig. Die eidgenössi-
scheVolksinitiative «Für eine ge-
rechte Energie- undKlimapolitik

(Klimafonds-Initiative)»wirdvon
einewr Allianz von Umweltorga-
nisationen und Gewerkschaften
unterstützt.

Das Begehrenwill Bund, Kan-
tone und Gemeinden verpflich-
ten, die vom Menschen verur-
sachte Klimaerwärmung und de-
ren Folgen für Gesellschaft,
Wirtschaft und Umwelt zu be-
kämpfen. Dies soll in Überein-
stimmungmit den internationa-
len Klimaabkommen geschehen.

Wird die Initiative angenom-
men, muss der Bund den neuen
Klimafonds spätestens ab dem
dritten Jahr nach dem Ja füllen,

und zwar jährlich und bis 2050
mit 0,5 bis 1 Prozent des Brutto-
inlandproduktes. Das entspricht
einem Betrag zwischen 3,5 und
7Milliarden Franken.DerBeitrag
des Bundes an den Fonds kann
laut Initiativtext «angemessenge-
senkt»werden,wenndie Schweiz
die nationalen und internationa-
len Klimaziele erreicht hat.

Falls die Initiative formell zu-
stande kommt, wird sich als
Nächstes der Bundesrat dazu
äussern. Über die Vorlage könn-
te das Stimmvolk dann voraus-
sichtlich im Verlaufe des Jahres
2026 abstimmen. (SDA)

Klimafonds für ökologische Projekte
Umweltschutz SP und Grüne reichen eine Volksinitiative ein.

Bundesrat Das Staatssekretariat
fürMigration plant die Eröffnung
eines weiteren besonderen Zen-
trums für renitente Asylsuchen-
de. Bisher habe aber noch keine
geeignete Einrichtung in der
Deutschschweiz gefunden wer-
den können. Das ist der gestern
publizierten Antwort des Bun-
desrats auf eine Interpellation
von FDP-Ständerat DamianMül-
ler (LU) zu entnehmen. Dieser
hatte sich nach verschiedenen
Medienberichten erkundigt,was
der Bund gegen kriminelle Asyl-
suchende tue. Derzeit gibt es ein
besonderes Bundesasylzentrum

in Les Verrières im Kanton Neu-
enburg. Gemäss Angaben des
Bundesrats wurden dem Zent-
rum im Jahwr2023 108 Personen
zugewiesen. Durchschnittlich
waren sieben Personen in Les
Verrières untergebracht – bei ei-
ner Kapazität von zehn Plätzen.

BeimbesonderenAsylzentrum
Les Verrières handelt es sich um
ein sehr kleines Zentrummit er-
höhten Sicherheitsansprüchen.
Entsprechend sind die jährlichen
Betriebskosten pro Bett laut dem
Bundesrat rund siebenmal höher
als in den regulären Bundesasyl-
zentren. (SDA)

Renitente Asylsuchende:
Zweites Zentrum geplant

Statistik Die Zuwanderung in die
Schweiz ist auch im letzten Jahr
gestiegen. 98’851Menschenmehr
sind ein- als ausgewandert. Da-
mit nahmdieNettozuwanderung
um 11,8 Prozent zu im Vergleich
zu 2022.Hauptgrund ist die hohe
Nachfrage auf demArbeitsmarkt.

Die Zuwanderung stieg 2023
gegenüber dem Vorjahr um
19’118 Personen auf 181’553 an,
wie das Staatssekretariat fürMi-
gration gesternmitteilte. Gleich-
zeitig wanderten 75’291 Perso-
nen aus der ständigen ausländi-
schenWohnbevölkerung aus, das
sind 1555 mehr als 2022. (SDA)

Nettozuwanderung
steigt auf knapp
100’000 Personen

Philippe Reichen

Sie schreibenLeserbriefe undOn-
linekommentare, verteilen Flyer
und organisieren Protestver
anstaltungen.Heuteversammeln
sie sich auf dem Bundesplatz zu
einerKundgebung.Rentnerinnen
und Rentner werfen bis zum
3. März alles in die Waagschale,
um die Abstimmung über eine
13.AHV-Rente zugewinnen.Selbst
leise Zweifel an derLegitimität ei-
nerZusatzrente kontern sie indie-
sen Tagen mit offener, unge-
wohnter Schärfe. Und sie signa-
lisieren: «Wir lassennicht locker.»
Warum diese Geschlossenheit?
Warum diese Militanz?

«Es sind Existenzängste, die
Seniorinnenund Senioren belas-
ten bis weit in den Mittelstand
hinein», sagt Bea Heim. Die
77-jährige Solothurnerin undHeil-
pädagogin sass für die SP im Na-
tionalrat. Heute präsidiert sie «in
Freiwilligenarbeit», so Heim, die
130’000 Mitglieder grosse, über-
parteiliche «Vereinigung aktiver
Senior:innenund Selbsthilfeorga-
nisationen der Schweiz». Sie sagt:
«Wir setzen uns ein fürSeniorin-
nen und Senioren, die finanziell
nicht auf Rosen gebettet sind, für
Menschen mit tiefen und mittle-
ren Renten.»

«SchlimmeÜbertreibung»
In der Vereinigung sieht sie eine
geeignete Echokammer, um aus
ihrdie Befindlichkeiten derRent-
nerinnenundRentnerherauszu-
hören. Die steigenden Kosten
für Lebensmittel, Strom, ÖV-Ti-
ckets,MietenundKrankenkassen
prämien träfen ältere Leute ganz
besonders, sagt die SP-Frau. An-
dersalsdieLöhnewürdendieRen-
tenmit derTeuerungnicht Schritt
halten. «Viele werden das Gefühl
nicht los, dass die Politik für alles
Geld hat: für Stromkonzerne und
Grossbanken, die sich verrechnet
haben.Doch geht es um existenz-
sichernde AHV-Renten, fehlt das
Geld – trotzVerfassungsauftrag.»

WerHeim zuhört, erfährt: Die
Pensionäre fühlen sich wirt-
schaftlich zur Seite geschoben
und ignoriert. Sie, die ein Leben
lang für ihr eigenes, aber auch
das Wohl dieses Landes ge
arbeitet haben. Ignoriert auch
von jenen Bundesrätinnen und
Bundesräten, deren Saläre und
Altersrenten sie mittragen, und
die ihnen nachHause schrieben,
die Initiative für eine 13. AHV-
Rente sei «brandgefährlich».

Das löste Unmut aus.Unmut, den
Ex-BundesratAdolf Ogi direkt zu
spüren bekam.Bürger schrieben
ihmDutzende E-Mails und Brie-
fe, viele geharnischte waren da-
runter. «Es geht nicht an, dass
man Alt-Bundesräte derart dif-
famiert»,wehrte sich Ogi in den
CH-Media-Zeitungen.

Der bundesrätliche Brief är-
gert auch Rolf Zimmermann.
«Brandgefährlich!», ruft er em-
pört insTelefon und kann immer
noch nicht glauben, diesen Brief,
«diese schlimmeÜbertreibung»,
in seinem Briefkasten gehabt zu
haben. Was die Rentnerinnen
und Rentner in diesenTagen zu-
sammentreibe, sei aber nicht
nur dieser Brief, sagt der 72-Jäh-
rige. «In unserer Bundesverfas-
sung steht, dass die Renten den
Existenzbedarf angemessen zu
sichern haben.» Das tue dieAHV
als erste Säule längst nichtmehr,
bei den privaten Pensionskassen
sei die Lage noch dramatischer.
«Die Renten sind im freien Fall,

darumsehenviele in dieserAHV-
Abstimmungdie einmaligeChan-
ce, selbst sofort etwas ändern zu
können», sagt Zimmermann, der
beim Schweizerischen Gewerk-
schaftsbund die Rentnerinnen-
und Rentner-Kommission präsi-
diert.Wennmanheute nichts än-
dere, ändere sich auch in Zukunft
nichts, so Zimmermann.

Im Schatten der Luxusinsel
«Wenn man seine eigene finan-
zielle Situation aufbessern kann,
dann tun das viele Leute auch.
Das ist doch natürlich», sagt Ur-
sula Rausser, ehemalige Pflege-
fachfrau,Ombudsfrau desBerner
Inselspitals und Präsidentin der
Grauen Panther Bern, eines Ver-
eins für Seniorinnen und Senio-
ren. In ihrem Umfeld hätten sich
die Leute von Anfang an positio-
niert: dafür oder dagegen. Die
Meinungen seien also gemacht,
«unddie Befürworter sehen,dass
sie die Initiative nurdann durch-
bringen, wenn alle solidarisch

sind und fürdie gemeinsame Sa-
che kämpfen».

Persönlich sei sie für die Ein-
führung einer 13.AHV-Rente, sagt
Rausser. Auch weil sie bei den
Grauen Panthern sehe, dass nicht
wenige finanzielle Unterstützung
bräuchten, um gemeinsam in die
Wanderferien zu verreisen oder
sich eine 50 Franken teure Car-
fahrt zu gönnen.

Natürlich lebe man in der
Schweiz gewissermassen «auf
einer Insel des Luxus, aber längst
nicht alle Menschen führen auf
dieser Insel ein gutes Leben».Be-
troffene verzichteten auf Ergän-
zungsleistungen, aus Gründen
wie Scham oder der Angst, den
Nachkommen Schulden zu hin-
terlassen, beobachtet Ursula
Rausser. Der Brief der Alt-Bun-
desräte hat auch sie irritiert. Das
sei «Angstmacherei».

Die Wut und Empörung über
genau diesen Brief wird heute
Rentnerinnen und Rentner aus
derganzen Schweiz auf denBun-

desplatz treiben. Wird diese
Kundgebung zum letzten grossen
öffentlich wirksamen Statement
vor der Abstimmung? «Demos
sind eher nicht mein Ding», sagt
Ursula Rausser. Auch Bea Heim
glaubt nicht, dassTausende nach
Bern strömen werden, weil die
Kundgebung spontan organisiert
worden sei und für viele wohl zu
kurzfristig komme.

Kämpferisch statt genügsam
SGB-MannZimmermann rechnet
mit einem eher kleinen «Aktiön-
li», aber doch einem wichtigen
Fingerzeig. Er sagt: «Wirmüssen
bis zum letztenTag präsent sein.
Die Leutemüssenverstehen,dass
sie nurdann eineChance auf eine
13. AHV-Rente haben, wenn sie
etwas dafür tun und zumindest
den Stimmzettel abschicken oder
in die Urne werfen.»

Den Abstimmungskampf be-
obachtet auch Sabina Misoch,
Soziologin und Professorin für
Altersforschung an der Fach-

hochschule Ostschweiz, mit
grossem Interesse. «Wir sehen
eine neue Generation von Seni-
orinnen und Senioren auf der
politischen Bühne: die Generati-
on der Babyboomer», sagt sie.

Die Leute seien zwischen 1946
und 1964 geboren, in der 68er-
Generation sozialisiert worden
und pochten auf die Einhaltung
des Gesellschaftsvertrags. Sie
seien fit, selbstbewusst, gebildet,
anspruchsvoll, kämpferisch und
hätten gelernt, für ihre Rechte
auch auf der Strasse zu kämpfen.

«Sie lösen eineGenerationvon
PensionärinnenundPensionären
ab, die sich imAlter eher zurück-
gezogen haben und genügsam
und weniger engagiert waren»,
stellt Misoch fest. Die Soziologin
prophezeit: «Nachdemaktuellen
AbstimmungskampfwirddasEn-
gagement der Seniorinnen und
Senioren im selben Stilweiterge-
hen. Das ist eine politische Her-
ausforderung, der sich das Land
stellen muss.»

Babyboomer gehen auf die Barrikaden
Pensionäre im Abstimmungskampf Rentnerinnen und Rentner sehen ihre Generation derzeit als grosse Verliererin.
Darum kämpfen sie so vehement für eine 13. AHV-Rente. Dieser Druck könnte von Dauer sein.

Mit vollem Engagement für eine 13. AHV-Rente: Rentnerinnen und Rentner demonstrierten bereits am 14. Dezember 2022 auf dem Bundesplatz. Foto: Anthony Anex (Keystone)


